
Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  

  
Die ACO Passavant GmbH, Ulsterstraße 3 in 36269 Philippsthal stellte beim Landratsamt 
Wartburgkreis den Antrag auf Erteilung einer Genehmigung nach § 4 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zur Errichtung und zum Betrieb einer 
Flüssiggasbehälteranlage nach Nr. 9.1.1.2 des Anhangs 1 zur Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) am Standort in Dermbach, Gemarkung 
Stadtlengsfeld, Flur 8, Flurstück 890/18. 
 
Das geplante Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den Betrieb folgender 
Anlagenkomponenten: 

- drei oberirdische, ortsfeste Druckbehälter (je maximale Befüllung von 2,9 t Flüssiggas) 
inklusive drei Verdampfer-Anlagen 

 
Gemäß § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wird auf der 
Grundlage der Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener Informationen geprüft, ob nach 
den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Die Errichtung und der Betrieb einer Lageranlage für 
Flüssiggas stellt gem. Anlage 1 Nr. 9.1.1.3 UVPG ein Vorhaben dar, für das eine 
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach §§ 7 und 5 UVPG durchzuführen ist. 
 
Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. 
In der ersten Stufe wird geprüft, ob bei dem Vorhaben besondere örtliche Gegebenheiten 
gemäß den in Anlage 3 Nr. 2.3 UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Ergibt die 
Prüfung, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht keine UVP-
Pflicht. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtliche Gegebenheiten 
vorliegen, so prüft die Behörde in der zweiten Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 3 
aufgeführten Kriterien, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben 
kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und nach 
§ 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Die UVP-Pflicht 
besteht, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der Behörde solche Umweltauswirkungen 
haben kann. 
 
Gemäß § 5 Abs. 2 UVPG wird bekannt gegeben: 
 
Aufgrund der standortbezogenen Vorprüfung gem. § 7 Abs. 2 Satz 4 UVPG wird festgestellt, 
dass das beantragte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
hervorrufen kann und somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 
Dieses ergibt sich im Wesentlichen aus den folgenden Gründen: 
 
Das Betriebsgelände der ACO Passavant GmbH in Stadtlengsfeld, auf dem das Vorhaben 
umgesetzt werden soll, liegt innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Industrie- und 
Gewerbepark am Fräuleinsgraben“. Die zur Umsetzung des Vorhabens erforderlichen 
technischen sowie baulichen Maßnahmen finden ausschließlich auf dem bestehenden 
Betriebsgelände statt. Durch das geplante Vorhaben sind keine Schutzgebiete bzw. sonstige 
besonders geschützte Objekte nach Anlage 3 Nr. 2.3 UVPG betroffen.  
 
Die betroffenen Träger öffentlicher Belange wurden im Verfahren beteiligt und kommen in ihrer 
Stellungnahme zu keiner anderen Einschätzung. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 5 Abs. 3 UVPG diese Entscheidung nicht selbständig 
anfechtbar ist. Die Entscheidungsgründe sind der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen des 
Thüringer Umweltinformationsgesetzes (ThürUIG) im Landratsamt, Umweltamt, 



Andreasstraße 11, 36433 Bad Salzungen zugänglich. Zur persönlichen Einsichtnahme wird 
um Voranmeldung gebeten. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung finden Sie ebenfalls auf der Homepage des Wartburgkreises 
unter 
https://www.wartburgkreis.de/ihr-landratsamt/oeffentliche-bekanntmachungen/oeffentliche-
bekanntmachungen-aus-dem-bereich-umwelt 
 
 
Bad Salzungen, den 11.10.2023 
 
Landratsamt Wartburgkreis 
Der Landrat 
Krebs 
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